
Sklaverei in Libyen
VON LEONIE SCHMIDT

Seit  kurzem ist  das,  was schon länger spekuliert  wurde,  klar:  in  Libyen
werden  Geflüchtete  als  Sklaven  verkauft.  Kürzlich  aufgetauchte  Videos
bestätigen nun, dass in Libyen junge afrikanische Männer für 400 Dollar pro
Kopf verkauft werden. In Interviews erzählen Migrant_Innen vom schlechten
Umgang den sie in Libyen erleiden mussten und viele auch immer noch
müssen:  Misshandlungen,  Mord,  Vergewaltigung  und  Hunger.  Viele
berichten auch davon, dass vor allem die Frauen als Sexsklavinnen gehalten
werden.

Aber  warum  gibt  es  überhaupt  noch  Sklaverei  im  Weltsystem
Kapitalismus?

Kapitalismus hat’s nicht schon immer gegeben. In der Vergangenheit gab’s
die Sklavenhaltergesellschaft und den Feudalismus. Diese Zeitalter sind von
bestimmten Abhängigkeitsverhältnissen zur jeweiligen herrschenden Klasse
geprägt. Deswegen ist die Aussage, dass Arbeiter_Innen auch nur Sklaven
seien marxistisch nicht 100% richtig. Richtig ist, dass weder Sklave noch
Arbeiter  zur  besitzenden Klasse  gehören und beide  von der  besitzenden
Klasse  ausgebeutet  werden.  Mehr  noch,  sie  stehen  im  Gegensatz  zur
herrschenden und besitzenden Klasse.

Der Unterschied, indem die (Mehr)Arbeit aus der besitzlosen Klasse gepresst
wird, liegt lediglich in der Form: ein Sklave gehört dem Sklavenhalter, er
bekommt  kein  Geld  für  seine  Arbeit,  sondern  Essen,  Kleidung,  einen
Schlafplatz. Alles auf einem Niveau, sodass er gerade so überleben kann. Da
der Sklave dem Sklavenhalter gehört, kann dieser ihn auch beispielsweise
verkaufen, zur Arbeit zwingen, misshandeln usw.

Ein  Arbeiter  hingegen,  gehört  nicht  dem  Bourgeois,  er  verkauft  seine
Arbeitskraft an ihn. Das führt zu einem ungerechten Tausch, denn dabei
bekommt  der  Proletarier  weniger  als  ihm  zusteht  –  sonst  könnte  der
Kapitalist nicht überleben und müsste selber arbeiten gehen. Von dem Geld,
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welches der Arbeiter bekommt, kann er sich nun alles gerade so kaufen, was
er zum Überleben braucht.  Anders als beim Sklaven ist  aber kein direkt
physischer  Zwang  zur  Arbeit  nötig,  der  Zwang  seine  Arbeitskraft  zu
verkaufen besteht  darin,  „dass  die  Bedingungen der  Produktion  fremdes
Eigentum sind…“ (K. Marx, Grundrisse der politischen Ökonomie, 484.) mit
anderen  Worten:  die  Produktionsmittel  gehören  den  Kapitalisten,  der
Arbeiter braucht Tauschwert um Dinge zu kaufen die überlebensnotwendig
sind und muss deshalb seine Arbeitskraft verkaufen.

Die Lohnarbeit ist eine raffinierte Ausbeutung. Während der Arbeitstag der
Sklav_Innen wirkt, als würden sie zu 100% für den Sklavenhalter arbeiten.
So wirkt der Arbeitstag der Arbeiter_Innen so, als würde er zu 100% entlohnt
werden. Somit ist es also gut verdeckt.

Nun aber zurück zur eigentlichen Frage: warum gibt es heutzutage
noch „echte“ Sklaven?

Eigentlich  ist  der  Kapitalismus  von  Lohnarbeit  geprägt.  Doch  der
Kapitalismus funktioniert nicht so einwandfrei wie die herrschende Klasse es
sich  wünschen  würde.  Nur  wenn  sich  der  Kapitalismus  ständig  weiter
entwickelt  und  die  Produktivkräfte  sich  ständig  verbessern  und  für
Wettbewerbsvorteile sorgen, kann daraus gut Profit geschlagen werden. Das
Problem aber ist, dass das nicht mehr passiert. Die Industrie entwickelt sich
nicht  mehr  weiter,  die  Effizienz  kann  nicht  durch  neue  Maschinen  ins
unermesslich  gesteigert  werden.  Denn  Profit  entsteht  dadurch,  dass  die
Arbeiter_Innen , weniger bekommt als ihnen zusteht. Selbst Leo Trotzki hat
es schon im 20. Jahrhundert erkannt: „Der menschliche Fortschritt steckt in
einer  Sackgasse.  Trotz  der  letzten  Triumphe  der  Technik  wachsen  die
natürlichen Produktivkräfte nicht an.“ Trotzki spricht hier hauptsächlich von
der Arbeiterklasse und ihrer Entwicklung als „Produktivkräfte“.  Somit ist
auch  die  Frage  zu  beantworten:  der  Kapitalismus  muss  sich  veralteten
Formen  der  Arbeit  bedienen  um  weiter  existieren  zu  können,  da  die
Widersprüche  zwischen  Produktionsverhältnissen  (wem  gehören  die
Produktionsmittel)  und  den  Produktivkräften  (wie  effektiv  sind  die
Arbeitenden) zu groß geworden sind. Eigentlich müsste an dieser Stelle eine
Revolution kommen um diese Widersprüche zu beseitigen und eine gerechte,



befreite  Gesellschaft  zu  schaffen,  jedoch  liegt  es  natürlich  an  der
Organisierung und am Bewusstseinsgrad der Arbeiter_Innen , ob diese auch
zu Stande kommt.

Was hat die EU mit dem Sklavenhandel in Libyen zu tun?

Zurück  zu  Libyen:  die  Sklaven_Innen  werden  nicht  an  Europäer_Innen
verkauft,  sondern  an  Wohlhabende  Libyer_Innen,  Ghanaer_Innen  und
Nigerianer_Innen. Trotzdem hat auch die EU Schuld am Sklavenhandel vor
Ort.  Ein  Zitat  vom  Präsidenten  der  afrikanischen  Union,  Alpha  Conde,
unterstreicht  das  sehr  gut:  „Was  in  Libyen  passierte,  ist  schockierend,
skandalös, aber wir müssen die Verantwortlichkeiten einwandfrei feststellen.
In Libyen gibt es keine Regierung, so kann sich die Europäische Union nicht
ein Entwicklungsland aussuchen und es bitten, die Flüchtlinge festzuhalten
(…),  wenn  es  nicht  die  Mittel  dazu  hat.  Die  Flüchtlinge  sind  in  einem
fürchterlichen Zustand … also  lagen unsere  europäischen Freunde nicht
richtig,  als  sie  Libyen  darum  baten,  die  Migranten  zu  behalten.  Die
Europäische Union ist verantwortlich.“

In Libyen gibt es 3 Regierungen, die den Namen beanspruchen, aber nur
eine,  die  Einheitsregierung  Libyens,  wird  international  anerkannt.  Das
entspricht  jedoch  nicht  den  Machtverhältnissen  vor  Ort  und  durch
bewaffnete Milizen und Warlords werden ständig neue gesetzesfreie Räume
in  Libyen  geschaffen.  Eine  Folgerung  daraus  ist,  dass  keine  der  drei
Regierungen in Libyen ausreichend territoriale Kontrolle über das Land hat,
um  menschenwürdige  Bedingungen  und  Sicherheit  für  Migranten  zu
garantieren, wie es die EU fordert. Aber das ist natürlich noch nicht alles.
Gerade  Italien  arbeitet  gerne  mit  libyschen  Milizen  zusammen,  um
Geflüchtete davon abzuhalten, europäisches Festland zu betreten. Milizen in
Libyen  arbeiteten  früher  viel  mit  Schleusern  zusammen,  dank  eines
Abkommens und Geldern von der italienischen Regierung ist das jetzt nicht
mehr so, die Geflüchteten werden abgefangen, in Camps festgehalten und
eben auch weiter verkauft. Der allgemeine Kurs der europäischen Union in
der Flüchtlingsfrage ist besser mit den Ländern zusammen zu arbeiten und
Geflüchtete vor Ort abfangen zu lassen.



Was tun?

Offensichtlich geht dieser Plan der EU nach hinten los. Es liegt nicht im
Interesse der EU die Geflüchteten zu unterstützen, sondern sich von ihnen
abzuschotten, ja nichts abzugeben oder sich weiter mit den Problemen und
Fluchtursachen zu befassen. Das ist höchst unmenschlich und widerwärtig,
wie mit diesen Menschen umgegangen wird.

Klar ist: Wir müssen uns dagegen stellen! Rassismus und Nationalismus sind
Spaltungsversuche der Bourgeoisie gegenüber der Arbeiter_Innenklasse und
Fluchtursachen liegen hauptsächlich im imperialistischen Krieg. Deswegen
müssen  wir  dem  kapitalistisch  –  imperialistischem  Weltsystem  eine
sozialistische  Perspektive  ohne  Nations  –  und  Staatskonstrukte
gegenüberstellen!

Dennoch fordern wir auch innerhalb des Kapitalismus Dinge ein, die die Lage
von  Geflüchteten  zumindest  ansatzweise  verbessern  könnten!  Die
revolutionäre  Linke  muss  der  kapitalistischen  Weltordnung  mit  einem
gemeinsamen  Kampf  für  mehr  demokratische  und  soziale  Rechte
entgegentreten  und  zu  europaweiten  Aktionen  gegen  Spardiktate,
imperialistische Ausbeutung und Kriege, gegen alle Abschiebungen und für
die Rücknahme aller Verschärfungen der Asylgesetze europaweit eintreten.
Für  offene  Grenzen  und  gleiche  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle
Geflüchteten!  Weg  mit  der  Festung  Europa,  für  sichere  Fluchtwege!

 

Geflüchtete in Lagern
VON REVOLUTION LEIPZIG
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Anfang  März  diesen  Jahres  wurden  vom  ungarischen  Parlament  neue
gesetzliche  Bestimmungen  zum  Umgang  mit  geflüchteten  Menschen
beschlossen.  Geflüchtete  sollen  laut  diesen  Bestimmungen  in  den  zwei
Container-Lagern bei Röszke und Tompa – auch als Transitzonen bezeichnet
–  an  der  Grenze  zu  Serbien  festgehalten  werden.  Davon  betroffen  sind
ebenfalls unbegleitete Minderjährige im Alter von 14 bis 18 Jahren.

 

Diese Lager sind nun der einzige Ort in Ungarn, an dem sich Geflüchtete
offiziell  aufhalten  dürfen  und  einen  Asylantrag  stellen  können.  Pro  Tag
werden  aus  den  Grenzcamps  in  Serbien  von  den  ungarischen  Behörden
maximal 10 Personen in die Zonen gelassen. Die Situation auf der anderen
Seite ist also ebenfalls schlimm. Mehrere tausend Menschen auf der Suche
nach  Asyl  sind  nun,  nach  der  tagelangen  Internierung  in  den
Verwahrungseinrichtungen, unter unmenschlichen Bedingungen in Serbien
gestrandet.

 

Serbien wurde von Ungarn zum sicheren Drittstaat  erklärt.  Dies  ist  der
nächste Gipfel einer längeren Entwicklung. Schon im September 2015 wurde
von Ungarn die Grenze zu Serbien mit Zäunen aus Stacheldraht verstärkt
und  gleichzeitig  auch  die  beiden  Lager  eingerichtet.  Bisher  wurden  die
Migrant_Innen in Tompa und Röszke allerdings nur registriert und dann in
andere,  offenere  Lager  gebracht.  Nun  müssen  sie  dort  bis  Ende  des
Asylverfahrens bleiben. Wer sich noch in einem anderen Lager befindet oder
im  Land  aufgegriffen  wird,  soll  dorthin  verlagert  werden.  Eine  zentrale
Forderung sollte  deshalb die  nach der  Bereitstellung von Wohnraum für
Geflüchtete,  insbesondere  von  sicherer  Unterbringung  von  Frauen  und
sexuell Unterdrückten, sein!

 

Zwar wurden schon früher Menschen direkt  an der  Grenze mit  brutaler
Gewalt gezwungen, nach Serbien zurückzukehren. Aktuell steigt die Anzahl
von Berichten über Misshandlungen von Geflüchteten durch die ungarische



Polizei oder sogenannte „Grenzjäger“ allerdings noch weiter an. Um in diese
erst  seit  kurzem  existierenden  Einheiten  mit  dem  martialischen  Namen
aufgenommen zu werden, bedarf es nur einer sechsmonatigen Ausbildung,
dann darf aktiv beim „Verteidigen“ der Grenzen gegen Geflüchtete geholfen
werden.

 

Allein aufgrund des hohen Ausbildungsgehaltes ist dieser Beruf leider für
viele  ungarische Jugendliche eine attraktive Option.  Etwa ein Drittel  der
Student_Innen  in  Ungarn  wählt  die  faschistische  Jobbik-Partei  oder
sympathisiert mit ihr, in anderen Teilen der Gesellschaft sieht es nicht besser
aus.  Auch  die  rechte  Bürgerwehr  Magyar  Gárda  (Ungarische  Garde)
verzeichnet weiterhin viele neue Unterstützer_Innen, staatlich unterstütze
Rechtsrock-Bands wie die Gruppe Kárpátia erfreuen sich großer Beliebtheit.
Der  Aufbau  von  organisierter  Selbstverteidigung  gegen  rassistische  und
faschistische  Angriffe  auf  unterdrückte  Minderheiten  und  fortschrittliche
Kräfte sollte deshalb nun eine der Hauptaufgaben der Linken vor Ort sein.

 

Seit dem Zusammenbruch der stalinistischen Staaten hat Ungarn stark unter
der Angliederung an den „Westen“ gelitten. Um die damaligen Forderungen
des IWF zu erfüllen, wurden extreme Sparmaßnahmen umgesetzt, was unter
Anderem dazu führte, dass die Arbeitslosigkeit in die Höhe schoss und beim
EU-Eintritt  2004  die  Mehrheit  aller  großen  Unternehmen  und  Banken
ausländischen Investoren gehörten.
<p

 

Präsident  Orbán  bezeichnete  die  Aufnahme  von  Geflüchteten  in  einer
öffentlichen  Rede  zur  Vereidigung  neuer  Grenzjäger-Einheiten  als
„nationalen Selbstmord“. Der Nationalismus in Ungarn wird durch eine von
der  Regierung  geförderte  Verklärung  der  Vergangenheit  verstärkt.  Die
Okkupation durch und Kollaboration mit Nazi-Deutschland wird vergessen,
dafür wird sich positiv auf das „goldene Zeitalter Großungarns“ bezogen und



dieses auch wieder als Option für die Zukunft dargestellt.

 

Europa  als  Projekt  der  imperialistischen  Mächte  ist  in  einer  Krise.
Deutschland versucht weiterhin den europäischen Kontinent politisch und
wirtschaftlich zu beherrschen, was allerdings zunehmend schwerer wird. In
fast  allen  Mitgliedsstaaten  der  EU  gibt  es  eine  starke  Zunahme  von
rechtspopulistischen, rassistischen bis offen faschistischen Bewegungen, auf
der Straße und in den Parlamenten. Immer mehr Teile der Bourgeoisie bieten
nationalistische  Lösungen  für  die  Krise  an  und  werden  dabei  von  den
Mittelschichten  unterstützt.  Diese  „Lösungen“  reichen  vom  schlichten
Austritt aus der EU bis zum Aufruf, diese zu zerstören, und beinhalten wie in
Ungarn  eine  ultra-neoliberale  und  reaktionäre  Sozialpolitik.  Die
unmenschliche  Behandlung  von  Geflüchteten  gehört  da  natürlich  zum
Programm und ist nur eine der deutlicheren Ausprägungen der Spaltung der
Arbeiter_Innen. Die revolutionäre Linke muss dieser mit einem gemeinsamen
Kampf für mehr demokratische und soziale Rechte entgegentreten und zu
europaweiten Aktionen gegen Spardiktate und imperialistische Kriege, gegen
alle  Abschiebungen  und  für  die  Rücknahme  aller  Verschärfungen  der
Asylgesetze  europaweit  eintreten.

 

Für  offene  Grenzen  und  gleiche  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle
Geflüchteten  und  weg  mit  der  Festung  Europa!

Der CSD – buntes Treiben oder

https://onesolutionrevolution.de/der-csd-buntes-treiben-oder-kampftag-fuer-lgbtia-rechte/


Kampftag für LGBTIA* Rechte?
VON LEONIE SCHMIDT
Laute Technomusik, viele buntgeschminkte Menschen und über ihnen wehen
Fahnen, meist im Spektrum des Regenbogens. Ebenso sieht man Wagen von
Initiativen sowie Ländern und Konzernen. Alle zusammen feiern eine riesige
Party der LGBTIA*-Rechte. Die Rede ist vom Christopher Street Day.

 

Der Ursprung
 

H ä u f i g  i s t  d e r  U r s p r u n g  d e s  C S D  n u r  n o c h  w e n i g e n
Demonstrationsteilnehmer_Innen  wirklich  bewusst.  In  den  1960er  Jahren
hatte es in New York immer wieder übermäßige Razzien in Bars für Trans-
und Homosexuelle gegeben. Vor allem Afro- und Lateinamerikaner_Innen traf
die Schikane der Polizist_Innen. So auch im Stonewall Inn, in der New Yorker
Christopher Street, wo eine Polizeikontrolle durchgeführt wurde und auch
Anwesende verhaftet worden sind. Doch zum ersten Mal in der Geschichte
der LGBTIA*-Bewegung ließen sich die sexuell Unterdrückten die Prozedur
nicht gefallen – dies ist als Stonewallaufstand in die Geschichte eingegangen.
Vornehmlich  afro-  und  lateinamerikanische  Drags,  Transmenschen  und
Homosexuelle wehrten sich. Sie konnten die Polizei vertreiben, aber dafür
griff diese im Laufe der Nacht einige Drags und Transmenschen auf und
misshandelten sie. Daraufhin kam es in den nächsten Tagen zu größeren
Demonstrationen  und  kämpferischen  Auseinandersetzungen  rund  um das
Stonewell Inn.

 

Der  CSD wurde  als  eine  Art  Gedenktag  angesetzt  und  wird  heutzutage
hauptsächlich als „Gay Pride“ begangen. Dabei geht es vor allem darum, die
eigene sexuelle und geschlechtliche Identität nach außen zu tragen. Das an
sich soll hier nicht kritisiert werden. Was aber scheinheilig ist, ist dass auch
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Parteien und Konzerne mitlaufen, obwohl ihre Politik oftmals zu Ungunsten
der  LGBTIA*-Community  ist  und  gleichzeitig  eine  Entpolitisierung  des
P r o t e s t e s  s t a t t f i n d e t .  Z u d e m  i s t  d i e  I g n o r a n z  d e r
Demonstrationsteilnehmer_Innen gegenüber der weitreichenderen sexuellen
Unterdrückung anzumerken. Denn diese ist nicht nur im Alltag vorhanden,
wie oft von Redner_Innen auf dem CSD beschrieben wird (wenngleich diese
natürlich  auch  äußerst  unangenehm  und  zu  bekämpfen  ist),  sondern
hauptsächlich  strukturell  angesiedelt.

 

Die Situation heutzutage
 

Auch Deutschland ist  nicht  so  offen gegenüber  einem Leben fernab der
heterosexuellen Norm wie es gerne vorgibt zu sein. So ist es zu bemängeln,
dass mensch im Aufklärungsunterricht in der Schule nie wirklich etwas über
queeren Sex hört oder gar erklärt bekommt, wie beispielsweise Safer Sex
aussieht, wenn man sich nicht vor Schwangerschaften schützen muss und
auch  kein  Kondom  zum  Einsatz  kommen  kann.  In  vielen  Ländern  sind
LGBTIA*s  auch  staatlichen  Gewalttaten  ausgesetzt,  unter  anderem  in
Russland,  wo  in  den  letzten  Jahren  eine  regelrechte  Hetzjagd  auf
Homosexuelle  durchgeführt  wurde.  Zurzeit  werden  besonders  in
Tschetschenien,  vom  dortigen  Ministerpräsidenten  Kadyrow  unterstützt,
Schwule verschleppt, misshandelt und letztendlich in Lagern ermordet. Auch
in den USA geht es für LGBTIA*s nicht gerade lustig zu: alleine im Jahr 2017
gab es bisher 9 Morde, vornehmlich an Trans*Frauen of Color.

 

Gleichzeitig werden aber auch Länder glorifiziert, bei denen es angeblich
ganz fortschrittliche und tolle Rechte für sexuell Unterdrückte gibt. In Teilen
der deutschen Linken und der liberalen LGBTIA* Bewegung ist es nämlich
nichts ungewöhnliches, wenn Israel für sein tolles Engagement im queeren
Bereich verehrt wird. Pinkwashing nennt sich das. Es soll  aufzeigen, wie



modern und progressiv ein Staat ist und wie im Fall Israels davon ablenken,
dass gleichzeitig die Menschenrechte der Palästinenser_Innen, und seien sie
noch so queer, mit Füßen getreten werden und soll außerdem die queeren
Menschen von anderen,  ebenfalls  unterdrückten Gruppen isolieren.  Auch
wird  der  direkte  Vergleich  zu  angeblich  barbarischen  und  homophoben
Gruppen gezogen, um diese weiterhin zu unterdrücken. Somit kann eben
zum Beispiel die israelische Regierung ihren Kolonialismus vorantreiben und
die Islamophobie propagandistisch ausnutzen. Sicher, in der arabischen Welt
gibt es immer noch Homophobie, aber genauso ist es überall auf der ganzen
Welt, weil es leider nach wie vor ein universelles Problem ist. Pinkwashing ist
und bleibt also ein Instrument zur Spaltung.

 

Für uns ist klar, dass es im Kapitalismus nicht möglich sein wird, sich von
sexueller Unterdrückung, genau wie von Sexismus, zu befreien. Durch die
Notwendigkeit  der  bürgerlichen  Familie  (Mutter,  Vater,  Kinder)  im
kapitalistischen  System  wird  auch  diese  immer  die  Norm  bleiben  und
besonders geschützt werden, während LGBTIA*-Familien oder Beziehungen
immer  als  unnatürlich  bezeichnet  werden.  Erst  auf  dem  Weg  zum
Kommunismus  über  den  Sozialismus  kann  sich  dieser  gesellschaftliche
Widerspruch  auflösen.

 

Was tun?
Aufgrund  der  strukturellen  Unterdrückung
von  LGBTIA*s  ist  es  aber  gerade  wichtig,
dagegen anzukämpfen und auf dem CSD nicht
nur zu feiern, dass man „anders“ ist. Es reicht
eben nicht aus, ein paar Regenbogenfahnen zu
schwingen und durch die Straßen zu tanzen.



Nein, für die Rechte der LGBTIA*s muss aktiv
und zur Not auch militant eingetreten werden.
Auch  und  besonders  von  Seiten  der
heteronormativen Gesellschaft. Der CSD muss
wieder  kämpferisch  werden!  Trotzdem muss
der Kampf gegen sexuelle Unterdrückung als
ein  täglicher  Kampf  angesehen werden,  der
nicht nur einmal jährlich,  sondern bei allen
politischen Fragen egal ob Flucht, Armut oder
Bildung  geführt  werden  muss.  Gleichzeitig
kann  auch  dieser  Kampf  nur  gewonnen
werden,  wenn  er  eingebettet  ist  in  den
gemeinsamen  Kampf  aller  Unterdrückten
weltweit.
 

Wir fordern:

 

Volle  Legalisierung  von  LGBTIA*  weltweit  und  gleiche  Rechte  in
ihren Beziehungen (finanzielle Gleichstellung, Adoptionsrecht)!dass
im  Aufklärungsunterricht  LGBTIA*-Beziehungen  und
Heterosexualität  gleichwertig  dargestellt  und  gleich  ausführlich
behandelt  werden!
Selbstverteidigungskomitees für LGBTIA*s gegen Übergriffe und das
Caucusrecht in der Arbeiter_Innenbewegung!



Präsidentschaftswahl  in
Frankreich – Stich(Wahl) in den
Rücken  der
Arbeiter_Innenklasse
VON ALEX METZGER

 

Seit Anfang des Jahres war die Wahl des französischen Staatsoberhauptes ein
großes Thema in den bürgerlichen Medien. Nach der Stichwahl Ende April
gab es laut der Presse „ein Rennen zwischen Gut und Böse“. Auf der einen
Seite Marine Le Pen (Front Nationale), Rassistin und Gegnerin der EU, auf
der  anderen  Seite  Emanuel  Macron  (En  Marche),  ein  Liberaler,  dessen
Wahlerfolg zum Großteil darauf basiert, dass er nicht Marine Le Pen ist.
Vorab: nicht zum ersten Mal stand ein_E Le Pen zur Stichwahl. Jedoch stand
zum ersten Mal eine Front National  zur Wahl,  die den Wahlkampf nicht
ausschließlich am rechten Rand sondern in der bürgerlichen Mitte, welche
auf gesamteuropäischer Ebene zusehends nach rechts driftet, geführt hat.
Und das mit Erfolg! Zumindest kann so das erschreckende Ergebnis der
Stichwahl  gewertet  werden,  bei  der  eine  rassistische,  rechtskonservative
Populistin 35% der Wählerstimmen in einem Land bekommen hat, dessen
Arbeiter_Innenklasse kämpferischer und organisierter ist als die der meisten
europäischen Länder.

 

Wie konnte es soweit kommen?
 

Im letzten Jahr gab es wie so oft eine Reihe von Streiks in Frankreich. Die
Streiks  richteten  sich  gegen  die  brutalen  Angriffe  auf  die  Rechte  von
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Arbeiter_Innen, welche von der französischen sozialdemokratischen Partei
(Parti Socialiste) unter Francois Hollande an der Regierung, durchgesetzt
werden sollten. Kern dieser Angriffe (auch El-Khomri-Reform genannt) waren
die  Streichung  der  35  Stunden  Woche  in  der  Industrie,  ohne
Lohnausgleich(!),  die  Aufweichung  des  Kündigungsschutzes  und
Lohnverhandlungen  an  den  Gewerkschaften  vorbei,  direkt  mit  den
Arbeitnehmer_Innen.  Alles  für  die  Reduzierung der  Kosten  für  die  Ware
Arbeitskraft,  um  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  französischen  Industrie
wieder  herzustellen,  natürlich  im  Interesse  der  französischen
Kapitalist_Innen.  Denn die  französische  Wirtschaft  befindet  sich  in  einer
Krise.  So  werden  systematisch  französische  Firmen  an  ausländische
Investor_Innen verkauft, die öffentliche Infrastruktur wie beispielsweise die
Autobahnen sind privatisiert und die Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung
steigen  scheinbar  unaufhaltsam  an.  Beispielsweise  liegt  der  Anteil
arbeitsloser Jugendlicher bei 25% (zum Vergleich: in Deutschland ca. 7%).
Um Frankreich wieder fit für den internationalen Wettbewerb zu machen, hat
also die Sozialdemokratie, welche sich als Führung der Arbeitenden gibt,
eine Reihe von Kürzungen durchgewinkt – zu Lasten von Arbeiter_Innen und
Jugendlichen. Das reiht sich ein in weitere Schweinereien der Regierung
Hollande.

 

Parti Socialiste im Überlebenskampf
 

Eineinhalb Jahre schon befindet sich Frankreich im Ausnahmezustand. Seit
den Terroranschlägen in Paris im November 2015 können ohne richterliche
Beschlüsse  Hausarreste,  Durchsuchungen,  Versammlungsverbote  oder
Ausgangssperren  verhängt  werden.  Diese  einschneidenden  Maßnahmen
stellen  eine  massive  Einschränkung  des  Versammlungsrechts  dar  und
werden  gleichermaßen  gegen  Terrorist_Innen  wie  auch  gegen  Linke
eingesetzt. Nachdem Hollande als Kandidat der PS im Jahre 2012 mit einer
knappen Mehrheit von über 52 Prozent aus der Stichwahl gegangen war,
schaffte es Benoit Hamon, der Kandidat der PS im Jahre 2017, nicht einmal



in die Stichwahl. Trotz seines linken Wahlkampfes voller Versprechungen an
die  Arbeiter_Innen,  welche  einen  Wandel  in  der  Partei  zumindest
vortäuschen  sollten,  konnte  er  keine  Massen  davon  überzeugen.  Im
Gegenteil!  Mit knappen 7 % versagte der Kandidat der Sozialdemokratie
kläglich.  Ein  Wahlergebnis,  welches  mit  einem  Todesstoß  für  die  PS
gleichzusetzen ist. Er ist die Folge ihres Konsequenten Verrats an der Klasse.
Die  harte  Kante  gegen  illegale  Flüchtlingscamps  und  die  rigorose
Abschiebungspolitik stellen dabei sogar eine deutliche Annäherung der PS
ans rechte Lager  dar,  jedoch konnte hier  Marine Le Pen einen deutlich
erfolgreicheren Wahlkampf führen.

 

Französischer  Protektionismus  und  Härte
zeigen
 

Als Kandidatin des französischen Mittelstandes will  sie den Wähler_Innen
ihre Politik als „die Politik des kleinen Mannes“ verkaufen. So fordert sie
Arbeitsplätze  zuerst  für  Franzos_Innnen,  staatliche  Aufträge  zuerst  für
französische  Firmen und  will  Zölle  für  ausländische  Produkte  einführen.
Außerdem möchte sie der EU, von der Frankreich in einem viel geringeren
Maß als Deutschland profitiert, weit weniger Rechte gewähren und eigene
Wirtschaftsabkommen, beispielsweise mit Russland oder den USA, schließen.
Frankreich soll so unabhängiger von der EU unter deutscher Vorherrschaft
werden, um die eigene Stellung im globalen Verteilungskampf aber auch die
Stellung in der EU gegenüber Deutschland zu stärken. Gleichzeitig inszeniert
sie  sich  als  Garant  für  innere  Stabilität  und  will  diese  über  die
Beschränkungen in der Migration und durch die Stärkung der französischen
Polizei durchsetzen. Ein Prestigeprojekt soll dabei das „Aufräumen“ in den
Randbezirken der Großstädte sein.  In diesen kommt es immer wieder zu
großen  und  kämpferischen  Demonstrationen,  gegen  Polizeigewalt,  gegen
Rassismus oder für die Rechte von Arbeiter_Innen. Diese Kampfansage an die
Banlieues ist somit auch eine direkte Kampfansage an die radikale Linke,



aber auch an die Migrant_Innen Frankreichs.

 

Ein Lichtblick?
 

Ihr  Gegenspieler,  Emmanuel  Macron,  darf  in  diesem nicht  als  Licht  im
Schatten oder als das kleinere Übel gesehen werden! Natürlich bedient er
sich  nicht  Le  Pens  rechter  Rhetorik  oder  macht  offene  Kampfansagen
gegenüber  Linken.  Jedoch wäre es  fatal  der  Politik  eines  Kandidaten zu
trauen,  der  g le ichermaßen  e ine  Frakt ion  der  gespal tenen
Kapitalist_Innenklasse  zu  vertreten  versucht.  In  seinem  neoliberalen
Programm  fordert  er,  die  Unternehmenssteuern  zu  senken,  den
französischen  Staat  abzuspecken  und  Staatsfirmen  an  Investor_Innen  zu
verkaufen, um mit diesem Geld die Wirtschaft anzukurbeln. Macron steht
also gewiss nicht auf der Seite der Arbeiter_Innen. Auch sein Anteil an der
El-Khomri-Reform,  welche  ohne  parlamentarische  Mehrheit  per  Dekret
durchgepeitscht wurde, ist nicht zu unterschätzen. Schließlich war er doch
der Wirtschaftsminister der Regierung Hollande.

 

Auch  wird  er  in  Sachen  Flüchtlingspolitik,  wobei  er  sich  klar  für  den
Abschiebekurs  Merkels  ausspricht,  keine  progressiven  Forderungen
aufstellen. Die Unterstellungen, Macron würde mit seinem Kurs gegen die
europäische Sparpolitik einen linken Standpunkt vertreten,  verzerren das
Bild der Realität  weiter.  So ist  er  nicht  der erste EU Politiker,  der  den
Sparkurs in Griechenland, Zypern oder weiten Teilen im Osten der EU als
absurd  und  schädlich  brandmarkt  und  ein  Investitionsprogramm  zur
Stärkung  der  Binnenmärkte  fordert.

 

Selbst zentrale Spieler der EU wie EZB-Chef Marion Draghi, seines Zeichens
liberaler Manager, haben diese Forderung schon oft geäußert. Macron ist als



Kandidat  des  europäischen  Finanzkapitals  einzustufen,  der  als
gleichberechtigter  Partner  zusammen  mit  Merkel  über  die  EU  regieren
möchte. Im Gegensatz zu Le Pen ignoriert er aber nicht die Vorteile, die sich
auch für die französische Wirtschaft aus der Kooperation innerhalb der EU
ergeben. Ein kleiner Blick auf die Namenslisten der Fördermitglieder der
deutsch-französischen  Industrie-  und  Handelskammern  genügt,  um  die
unmittelbare  Zusammenarbeit  beider  Nationen  nachzuvollziehen.

 

Gegen die Einheit der Demokrat_Innen
 

Ohne  Macron  politisch  zu  beurteilen,  sprachen  sich  nahezu  alle  linken
Verbände und Parteien, alle liberalen und alle Konservativen für Macron als
Garant der Demokratie und als Garant für die EU aus. Schnell werden die
undemokratischen,  militaristischen  und  neoliberalen  Aspekte  der  EU
vergessen, wenn man sie verteidigen muss. Wir sagen ganz klar: Nein zur
Einheit der Demokrat_Innen, Nein zur neoliberalen EU! Für uns gibt es kein
kleineres Übel, denn das Übel ist der Kapitalismus. So positionierten sich
le ider  nur  wenige  Linke  in  Frankreich.  Posi t iv  is t  h ier  der
Präsidentschaftskanditat der NPA (Nouveau Parti Anticapitaliste), Philippe
Poutou zu nennen. Allerdings sieht das nicht die gesamte NPA so. So gaben
Großteile der Leitung ein Statement heraus, in dem sie sich zwar von Macron
distanzierten,  aber  nicht  zum  Wahlboykott  aufriefen.  Auch  die
fortschrittlichsten Teile der CGT sprachen sich nicht für eine klare Kante
gegen den Kapitalismus aus.  Sie fordern,  so wie auch der linke Populist
Melenchon,  eine  Volksfront  gegen  Rechts.  Diese  soll  bewusst  auch
antiliberale  bürgerliche  Kräfte  ansprechen  um  gemeinsam  gegen  den
größeren Feind, die Front National zu kämpfen. Diese klassenübergreifende
Linke  ist  aber  nichts  als  ein  Hirngespinst,  welches  schon  wegen  der
grundlegendsten  politischen  Fragen,  wie  zum Beispiel  der  nach  offenen
Grenzen oder der nach uneingeschränkten Staatsbürger_Innenrechten für
alle,  zum  Scheitern  verurteilt  ist.  Und  letztlich  keine  Politik  für  die
Arbeiter_Innenklasse  machen  kann  oder  will.



 

Was tun?
 

Nur eine Partei  mit  einem klaren und revolutionären Programm, die die
fortschrittlichen Teile der französischen Gesellschaft,  Gewerkschaften und
Parteien  sammelt,  kann  eine  Perspektive  für  die  französische
Arbeiter_Innenklasse bieten. Dabei muss bewusst auf die radikalen Teile der
CGT und weiteren linken französischen Gewerkschaften, auf die französische
kommunistische  Partei,  auf  die  verschiedenen  Gruppen  der  Vierten
Internationalen,  die  desillusionierten  Teile  der  französischen
Sozialdemokratie und auf die fortschrittlichen Teile der NPA zugegangen
werden. Es bedarf eines Bruchs mit der liberalen Politik der Bürokrat_Innen
aus Gewerkschaften, PS & Co und dem rechten Flügel der NPA. Denn diese
haben  schon  in  der  Vergangenheit  wie  bei  den  Kämpfen  gegen  die
Arbeitsmarktreformen  ihre  Basis  verraten.  Wir  müssen  den  offenen
Chauvinismus von Macron, aber auch von Melenchon, an den Pranger stellen
und selbst eine revolutionäre Perspektive aufzeigen. Denn die kommenden
Jahren  werden  von  Angriffen  auf  die  Rechte  und  Errungenschaften  der
Arbeiter_Innen aller Länder geprägt sein, sowie einem weiteren Erstarken
des  Rassismus.  Dabei  dürfen  wir  nicht  den  Fehler  begehen,  politische
Zugeständnisse an das bürgerliche Lager zu machen! Wir dürfen auch nicht
zulassen, dass die Front National es schafft die Situation für sich zu nutzen
und mehr und mehr die französische Arbeiter_Innenklasse zu vereinnahmen.
Deswegen bedarf es Streiks gegen die neoliberale Politik der EU, die Macron
vertritt.  Wir  müssen  die  Rücknahme  der  El-Khomri-Reformen  und  die
Beendigung  des  Notstandes  fordern.  Ebenfalls  bedarf  es  eines  aktiven
Kampfes gegen Rassismus, denn in den letzten Jahren hat sich der Rassismus
in  Frankreich verstärkt.  Speziell  der  antimuslimische Rassismus und das
harte Vorgehen gegen Geflüchtete darf nicht ignoriert werden, sondern muss
aktiv mit den Kämpfe gegen die Angriffe auf Arbeiter_Innen und Jugendliche
verbunden werden.

 



Wir  müssen  mit  der  Ideologie  der  Trennung  von  wirtschaftlichen  und
politischen Kämpfen brechen.  Konkret  heißt  das:  Der  Kampf  für  bessere
Arbeitsbedingungen ist  nicht nur reine Gewerkschaftssache,  während der
Kampf gegen beispielsweise Militarisierung nur von Parteien getragen wird.
Es bedarf einer Verbindung der beiden Elemente. Denn letztlich kann nur der
politische Generalstreik zusammen mit  massenhaften Mobilisierungen der
Klasse den Kapitalismus und damit auch seinen parlamentarischen Überbau
stürzen und gleichzeitig die Rätedemokratie als Alternative zur bürgerlichen
anbieten.  Um  das  zu  erreichen  reicht  es  aber  nicht  „einfach  nur“  die
fortschrittlichen Kräfte zu sammeln. Wir müssen unsere Kämpfe an die Orte
tragen an denen wir tagtäglich gezwungen werden uns aufzuhalten, also in
die Schulen, die Unis und Betriebe. Um das zu erleichtern, wären zentrale
Mobilisierungen,  die  folgende  Forderungen  aufgreifen  ein  Schritt  in  die
richtige Richtung:

 

Für  die  Rücknahme  des  El-Khomri  Gesetzes  und  für  einen
flächendeckenden Mindestlohn für Alle! Lasst die Reichen für ihre
Krise selber zahlen!
Schluss mit dem Notstandsgesetz, für sofortige Demonstrations- und
Bewegungsfreiheit! Kampf gegen den Terror heißt nicht Aufrüstung
& mehr  Sicherheit,  sondern  raus  mit  den  Truppen  aus  anderen
Ländern!
Kampf dem Rassismus, ob nun von Le Pen oder dem Staat! Für ein
Europa mit offenen Grenzen, Staatsbürger_Innenrechten für Alle und
gegen Burkaverbot & Abschiebungen!
Nein  zur  EU  der  Bonzen!  Schluss  mit  der  Politik  im  Interesse
Weniger,  für  ein  Europa,  dass  auf  die  Bedürfnisse  der  Mehrheit
achtet!



Frankreich:  Arbeiter_Innen  und
Jugendliche in der Wahlfalle
VON FRIEDA ALLESSANDROVA

 

El-Khomri – Klassenkampf 2016
 

Vor  einem Jahr erfasste  eine Protestwelle  Frankreich.  Am 14.  Juni  2016
marschierten mehr als eine Million Menschen aus Protest gegen den Versuch
der  PS-Regierung,  das  bisherige  Arbeitsgesetz  zu  kippen.  Mit  dem
sogenannten  El-Khomri-Gesetz  sollten  Errungenschaften  der
Arbeiter_Innenbewegung,  wie  die  35-Stunden-Woche,  ein  kollektives
Verhandlungsrecht  und  die  Überstundenbegrenzung,  abgeschafft  werden.
Unter dem Vorwand, die Beschäftigung zu erhöhen, sollten Arbeiter_Innen
leichter  entlassen  werden  und  durch  Zeitarbeiter_Innen  und  prekäre
Lohnabhängige  ersetzt  werden  können.  Das  Ziel  war  die  Stärkung  des
französischen Imperialismus auf europäischer und internationaler Ebene. Der
französische Imperialismus befindet sich seit einigen Jahren in der Krise.
Große Hotelketten werden beispielsweise von China aufgekauft. El-Khomri
ist als ein französisches Äquivalent zur Agenda 2010 zu verstehen, was dazu
gedacht ist, die Auswirkungen der Krise abzufedern. Die Agenda 2010 ist ein
erheblicher Faktor, durch den Deutschland die Krisen halbwegs unbeschadet
überdauern konnte. Derartige Verschärfungen des Klassenkampfes von oben
könnten  dem  französischen  Imperialismus  aus  der  Krise  heraushelfen.
Leittragende  sind  dabei  wie  immer  die  Mehrzahl  der  Arbeiter_Innen  in
Frankreich und den Halbkolonien Frankreichs.
Die Protestaktionen waren zahlreich und ausdrucksstark. Durch die Streiks
der  Eisenbahner_Innen  und  bei  der  Mül labfuhr  konnte  die
Empfangszeremonie für den Europokal verhindert werden, weil der Bahnhof
von  protestierenden  Arbeiter_Innen  besetzt  war.  Desweiteren  fanden
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Besetzungen von Raffinerien und das Herunterfahren von Atomreaktoren
statt. Wir von REVOLUTION haben auch damals unsere Solidarität mit den
Protestierenden  ausgedrückt  (  solidaritaet-mit-den-franzoesischen-
jugendlichen-und-arbeiter_innen)
Doch es war schon früh klar, dass es keine zufriedenstellenden Kompromisse
geben würde. Der französische Staat reagierte mit brutaler Härte auf die
Proteste.  Über  1000  Streikende  und  Aktivist_Innen  der  „Nuit  debout“-
Bewegung wurden festgenommen. Dennoch ist es der Arbeiter_Innenklasse
innerhalb weniger Monate gelungen, die Kräfteverhältnisse umzukehren und
ihre Macht gegenüber der herrschenden Klasse zu erproben.
Das El-Khomri-Gesetz ist am 09.08.2016 in Kraft getreten. Schuld daran war
der  Verrat  der  Gewerkschaften  an  der  Bewegung,  indem sie  sie  haben
auflaufen lassen. Durch die Notstandsgesetze, die durch die EM 2016 unter
Teppich gekehrt wurden, aber seit dem Anschlag auf Charlie Hebdo in Kraft
waren, war es dem Staat ein Leichtes, die Protestbewegung zu unterdrücken
und die Gewerkschaftsführungen agierten in vorauseilendem Gehorsam.

 

Polizeigewalt im Februar 2017
 

Erneut wurde Frankreich von Protesten erschüttert. Diesmal ging es um die
rassistische Polizeigewalt,  unter der viele Jugendliche alltäglich zu leiden
haben. Der konkrete Auslöser war die Vergewaltigung des schwarzen, 22-
jährigen Theo durch Polizeibeamte in dem Pariser Vorort Aulnay-sous-Bois
am 11. Februar 2017. Die Empörung darüber kannte keine Grenzen und
bereits am Tag nach dem Übergriff  fanden sich 2000 Menschen ein, um
gegen die rassistische Gewalt im Staatsdienst zu protestieren.
Für  viele  Jugendliche,  die  sich  an  diesen  Protesten  beteiligten,  war  der
konkrete Vorfall keine Neuheit. Der Tatort sei ein berüchtigter toter Winkel
der staatlichen Überwachung, in den Polizist_Innen regelmäßig Jugendliche
verschleppten,  um sie  dort  zu verprügeln.  Auch die  sexuelle  Gewalt  der
Staatsbeamten kam schon häufiger vor.  Die Täter können nach Belieben
walten, denn die Jugendlichen scheuen sich vor einer Anzeige aus Angst,
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danach  noch  schwerer  Arbeit  zu  finden.  Von  dem  nicht  vorhandenen
Vertrauen in den Staatsapparat ganz zu schweigen.
Die Proteste erinnerten an 2005, als zwei Jugendliche von der Polizei in den
Tod gehetzt wurden, was auch damals für Ausschreitungen gesorgt hat. Ein
beliebter Slogan verweist auf die Verbindung zwischen diesen Fällen von
Polizeigewalt, und dass das Schicksal von Theo deutlich mache, warum die
Jugendlichen damals weggerannt sind. Die Reaktion der Politik 2005 war die
Verhängung  des  Ausnahmezustands.  Heute  kann  die  Regierung  dieses
Verhalten nicht wiederholen, da der Ausnahmezustand sowieso schon seit
einem Jahr besteht. Es wurde also „um Ruhe“ geworben. Präsident Hollande
soll  persönlich  im  Krankenhaus  erschienen  sein,  um  Theo  um  einen
entsprechenden  Aufruf  an  die  Protestierenden  zu  erpressen.
Das Verhalten vonseiten der Bullen macht allerdings alle Versuche, um Ruhe
zu werben, zunichte. Das gewaltsame Einführen eines Schlagstocks in den
Anus  sei  nicht  etwa  eine  Vergewaltigung,  sondern  ein  Unfall  und  die
rassistischen Beleidigungen seien in diesem Fall angebracht gewesen, traute
sich der Überwachungsbeauftragte zu verkünden.
In den Augen der Bürgerlichen seien die Proteste auch friedlich angelaufen,
wurden  jedoch  „nach  Angaben  der  Polizei“  von  mehreren  Hunderten
gewaltbereiten Personen gestört. Es wurden Menschen und Fahrzeuge mit
Geschossen beworfen, Mülleimer und Autos angezündet. Die Polizei reagierte
darauf mit Tränengas, noch mehr Kontrollen, Verhaftungen und sogar das
Abfeuern scharfer Munition. Diese Darstellung zeigt wieder das Verhältnis
der bürgerlichen Klasse zu Widerstandsbewegungen. Die Herabwertung der
Protestierenden als „gewaltbereite Chaoten“ ist ein Versuch, das legitime
Anliegen der Proteste in den Dreck zu ziehen.
Die Proteste könnten ein neuer Antrieb für eine antirassistische Bewegung
sein. Knapp zwei Wochen nach dem Vorfall haben sie auch Paris und andere
Städte  erreicht.  Auch  dort  kam  es  zu  Ausschreitungen,  brennenden
Mülltonnen, Festnahmen. Einen Monat später, Anfang März 2017, gingen
immernoch Schüler_Innen gegen die Willkür der Polizei auf die Straße. Die
Lehrer_Innengewerkschaft kritisierte, dass ein Klima der Gewalt herrsche.
Es kam zu Ausschreitungen an Schulen, eine Lehrerin wurde leicht verletzt
und eine Supermarktlieferung geplündert.



 

Wessen Gewalt?
 

Nun stellt sich wie immer die Frage nach der Gewalt und die Legitimierung
derselben.  Die richtige Frage ist  aber die,  wer denn die  Gewalt  ausübt.
Gewalt  kann  nicht  pauschal  verurteilt  werden,  wenn  sie  von  wütenden
Jugendlichen ausgeübt wird, wenn man im selben Atemzug die Gewalt des
Staates unterstützt, der seine Macht willkürlich an Schwächeren auslebt. Die
Frage ist viel eher, wie die Gegenproteste vergrößert und Gewerkschaften
gewonnen  werden  können,  um  Schutzeinheiten  der  antirassistischen
Bewegung und der Arbeiter_Innenorganisation aufzustellen. Es geht um die
Unterscheidung  zwischen  Gewalt  zur  Erhaltung  der  Macht  der
Unterdrücker_Innen  oder  zur  Befreiung  von  Unterdrückung.
Die Gewalt der Jugendlichen ist nicht zu verurteilen. Sie ist ein Ausdruck von
Frustration, Machtlosigkeit aber auch Perspektivlosigkeit. Es braucht eine
entschlossene  Gegenwehr.  Diese  Gegenwehr  sollte  sich  aber  aus  einer
Bewegung generieren, die die eigenen Kräfte aus der Mobilisierung im Sinne
der  sozialen  Interessen  der  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und  deren
Verbündeten zieht. Außerdem muss sich diese Gegenwehr auch nicht nur in
einer  militanten  Organisierung  sondern  auch  in  einer  Programmatik
widerspiegeln, die in der Theorie erarbeitet und in der Praxis erprobt wird.

 

Perspektive: Präsident_Innenschaft
 

Die  landesweiten  Proteste  sind  längst  zum  Wahlkampfthema  für  die
etablierten Parteien geworden. Doch welche Perspektive bieten die Wahlen,
die vom 23. April (erster Wahlgang) bis zum 7. Mai (Stichwahl) stattfinden
werden, den protestierenden Jugendlichen?
Spoiler: nicht viel. Fast alle versprechen mehr Polizei. Die Rechte fordert



mehr  Härte  in  „rechtlosen  Zonen“  und  der  Front  National  redet  von
„Nulltoleranz“. Doch wir werden hier zunächst auf die aussichtsreichsten
Kandidat_Innen für das Präsident_Innenamt eingehen, und dann nochmal auf
die Kandidaten links von der Mitte.
François  Fillo,  Vertreter  der  Republikanischen  Partei,  gehört  in  die
bürgerlich-etablierte rechte Ecke. Programmatisch ist Fillon ein Garant für
den  Klassenkampf  von  oben:  Stellenabbau  bei  staatlichen  Angestellten,
Rückkehr zur 39-Stunden-Woche, Heraufsetzung des Rentenalters auf 65 und
der Mehrwertsteuer sowie weiteren Deregulierungen des Arbeitsrechts.
Marine Le Pen vom rechtspopulistischen, nationalistischen und rassistischen
Front National, gibt sich als „Anwältin der Arbeiter_Innen“, die sich von der
PS-Regierung  im  Stich  gelassen  fühlen,  vor  allem  in  verarmten
Industrieregionen im Norden. Sie weiden sich weiterhin an der alten Mär,
dass Sozialist_Innen und Migrant_Innen Schuld sein am Abstieg und der
Arbeitslosigkeit der „einheimischen Arbeiter_Innen“. Der FN erhält wertvolle
Unterstützung von den staatstragenden Organen. Er kann sich etwa 50 % der
Wähler_Innenstimmen der Polizei und Armeeangehörigen sicher sein, wurde
bereits  vom Unternehmer_Innenverband  empfangen,  um politische  Ideen
vorzutragen,  und  bekommt  durch  die  Unterstützung  bekannter
Intellektueller  einen  seriösen  Anstrich.
Emmanuel Macron, Kandidat der neugegründeten Partei „En Marche“ (Im
Gange),  war  schon  früher  bekannt  als  „Genosse  der  Bosse“.  Er  hat
ausgezeichnete  Verbindungen  in  den  Finanzsektor,  ist  seit  2008  als
Investmentbanker tätig und scheint für viele das „kleinere Übel“ angesichts
der Schwäche der Linken. Er verspricht die Schaffung von Arbeitsplätzen,
insbesondere  in  den  Brennpunktkiezen  der  Jugendarbeitslosigkeit,  hat
allerdings  am
El-Khomri-Gesetz zur Deregulierung des Arbeitsschutzes (s.o.) mitgewirkt.
Doch  von  links  gibt  es  auch  keine  echte  Alternative.  Der  Zögling  des
amtierenden  Präsidenten  Hollande,  Benoît  Hamon,  vertritt  zwar  ein
Grundeinkommen, dieses läge aber kaum über der jetzigen Sozialhilfe und
reicht  somit  auch  nicht  zum  Leben.  Was  daraus  folgt,  wäre  eine
Lohnsubvention  für  Billigjobs  zugunsten  des  Kapitals.
Jean-Luc  Mélenchon,  Parti  de  Gauche  (Linkspartei),  vertritt
linkreformistische  Positionen,  allerdings  mit  einem  krassen  Hang  zum



Linksnationalismus.  Statt  Bezug zu nehmen auf  die  Arbeiter_Innenklasse,
bezieht er sich auf Volk und Nation.
Als vielleicht noch interessantesten Kandidat gäbe es Phillippe Poutou (Neue
Antikapitalistische Partei). Der bezieht sich auf die jüngsten Klassenkämpfe,
vor allem das El-Khomri-Gesetz, allerdings benennt er nicht den Verrat der
Gewerkschaften  und  reformistischen  Politiker_Innen.  Außerdem  stellt  er
nicht  die  Frage  nach  Selbstverteidigungseinheiten  oder  die  Macht-  und
Regierungsfrage und hat somit den protestierenden Jugendlichen auch nicht
viel zu bieten.

 

Perspektive der Proteste
 

Die Jugendlichen, die zur Zeit auf der Straße sind, haben nicht nur keine
Vertreter_Innen ihrer Interessen innerhalb der bürgerlich-parlamentarischen
Politik, sie dürfen auch zum großen Teil einfach nicht wählen. Was ist also
die Perspektive innerhalb der Proteste?
Mittlerweile  haben  sich  auch  bürgerliche  Organisationen  den  Protesten
angeschlossen.  SOS  Racisme  zum  Beispiel  ist  eine  zivilgesellschaftliche
Organisation,  die,  laut  Selbstbeschreibung,  seit  1984  „Gleichheit  und
Brüderlichkeit in Frankreich“ fördern will. Dies gibt den Protesten gleichsam
ein zivilgesellschaftlicheres Image, dient jedoch höchstens als Feigenblatt für
die regierende „Sozialistische“ Partei, die ihrer repressiven, islamophoben
Politik einen antifaschistischen Anstrich geben will.
Doch  die  teilweise  erschreckend brutale  Unterdrückung der  Streiks  und
Proteste des letzten Jahres zeigte einer ganzen Generation von Aktivist_Innen
in Frankreich das wahre Gesicht der Polizei und was man von ihr zu erwarten
hat. Währenddessen stimmt das Parlament über neue Gesetze ab, die der
Polizei größere Befugnisse zum Schießen auf Menschen einräumt.
Wir fordern eine Verbindung der Arbeiter_Innenbewegung von 2016 mit den
Protesten der Jugendlichen 2017, insbesondere der Jugend in den Banlieues.
Es  ist  offensichtlich  kampfstarkes  Potenzial  vorhanden.  Anliegen  der
Arbeiter_Innen müssen mit sozialen Fragen nach Wohnraum, Schule, soziale



Ungerechtigkeit und Flucht und Vertreibung verbunden werden. Es braucht
die  Organisierung  der  Proteste  an  Schulen  durch  die  Bildung  von
Streikkomitees  und  einer  landesweiten  Vernetzung  untereinander  durch
Schüler_Innenvollversammlungen.
Dann können die Proteste an den Schulen mit Aktionen in den Betrieben
verbunden  werden  und  zum  landesweiten,  unbefristeten  Generalstreik
aufgerufen werden. Es muss eine Bewegung entstehen, die nicht vor hat, die
eigenen Probleme auf Geflüchtete, Migrant_Innen, Schwarze, Frauen usw.
abzuwälzen, sondern gemeinsam für eine radikale Änderung der Verhältnisse
auf die Straße zu gehen. Insbesondere in Frankreich sieht sich die radikale
Linke  nicht  in  der  Verantwortung,  Arbeitskämpfe  zu  führen,  sondern
überlässt  das  den Gewerkschaften.  Wir  fordern auch die  Aufhebung des
Ausnahmezustands! Protest muss wieder möglich gemacht werden.
Die  Bewegungen der  Arbeiter_Innen und der  Schüler_Innen müssen sich
auch mit der Frage des Rassismus auseinandersetzen! Insbesondere nach
dem Anschlag auf Charlie Hebdo hat sich die Situation von Muslim_Innen in
Frankreich  enorm  verschlechtert.  Man  muss  auf  die  kämpfenden
Jugendlichen in den Banlieues zugehen, um die Kämpfe zu verbinden. Es
müssen  Selbstverteidigungsstrukturen  von  Arbeiter_Innen,  Schüler_Innen,
Geflüchteten und deren Verbündeten gebildet werden, die es ermöglichen,
die  Forderungen  auf  die  Straße  zu  tragen  und  somit  die  tägliche
Erniedrigung  und  Misshandlung  sichtbar  zu  machen  und  zu  stoppen.
Die Bewegung darf sich nicht entmündigen lassen, indem von „friedlichen
Protesten“ gesprochen wird,  die von Chaoten gestört  werden. Man muss
Forderungen  aufstellen  und  für  diese  einstehen  –  massenhaft,  militant,
organisiert!

 



2017: Jahr der Abschiebungen?
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Die  Unternehmensberatung  McKinsey  hat  dem  Bundesministerium  für
Migration  und  Flüchtlinge  14  Vorschläge  vorgelegt,  die  für  eine
„konsequentere Rückführung ausreisepflichtiger AusländerInnen“ eintreten.
Innenminister  de Maizière schien die Vorschläge,  die  1,8 Millionen Euro
gekostet haben, blendend zu finden. Kaum nachdem die Welt am Sonntag
über das Papier berichtete, gab er Interviews mit den Vorschlägen, die auf
dem CDU-Parteitag in Essen angenommen worden sind. McKinsey empfahl,
sich dem Problem zeitnah zu widmen. De Maizière gab an, 2017 mehr als
100.000 Geflüchtete abschieben zu wollen. Das McKinsey-Papier möchte bis
Ende 2017 mehr als 40000 Menschen ausreisepflichtig machen. Kurzfristig
würden die Ausgaben aufgrund der Rückführungen steigen.  Längerfristig
betrachtet, erscheint es ihnen als sinnvolle Ausgabe, da man nicht auf den
Geflüchteten sitzen bleiben möchte.

Abkommen

Die meisten der betroffenen Geflüchteten kommen aus Afghanistan. Dass das
Land ein Trümmerfeld ist und Steinmeier noch vor einem Monat eingestehen
musste, dass Afghanistan eventuell, vielleicht doch gar nicht sicher sei, da
das deutsche Konsulat von den Taliban angegriffen worden war, ist egal. Im
ersten Quartal 2016 gab es 600 Tote und über 1000 verletzte Zivilist_Innen.
Zusammen mit  der  Aussage  der  Taliban,  dass  diese  keine  Zivilist_Innen
verletzten, reicht das der Bundesregierung aus, um Afghanistan zu einem
sicheren Herkunftsland zu erklären. Sicher genug  soll das für Menschen
sein,  die  der  deutschen  Wirtschaft  nicht  genug  einbringen.  Eben  diese
schickt die deutsche Regierung nun zurück in den Tod.

Somit  steht  fest:  2017 wird das Jahr  der  Abschiebungen.  Deals  mit  den
jeweiligen Herkunftsländern sind schon im Vorfeld abgeschlossen worden:
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der Khartum-Prozess, der EU-Türkei-Deal, das Afghanistan-Abkommen, der
Rabat-Prozess,  die  Migrationspartnerschaften  mit  Libyen,  Libanon  und
sieben weiteren Ländern,  das Valletta-Abkommen – ihre Namen sind alle
unterschiedlich,  ihr  Zweck  ist  jedoch  der  gleiche.  Sie  alle  versuchen,
Menschen überhaupt die Chance zu nehmen, zu flüchten oder wollen bereits
Geflüchtete zurückführen.  Zusätzlich sind die Asylgesetze weiter verschärft
worden. Der Parteitag der CDU in Essen zeigt uns, dass man nur darauf
wartet,  den Aufenthalt in Abschiebeknästen zu verlängern und die Ausreise
krimineller  Ausländer_Innen  konsequenter  durchzusetzen,  also  diese
schneller  abzuschieben.

Kurz  gesagt:   Die,  die  es  mühsam  hierher  geschafft  haben,  dann  in
Unterkünfte verfrachtet und deren Rechte beschnitten worden sind, werden
nun wieder zurückgeschickt. Zwischenzeitlich durften sie noch Angst haben,
von Rechten gejagt zu werden, nun werden sie unter dem Deckmantel der 
„freiwilligen  Rückkehrer“ und „Ausreisepflichtigen“  zurück in Krieg und
Armut geschickt.

Für jene der Geflüchteten, die aktuell politisch aktiv sind und sich selber
organisieren, sowie für die zahlreichen Unterstützer_Innen muss klar sein:
Gerade  geht  es  nicht  darum,  eine  „Willkommenskultur“  zu  verbessern,
gerade  geht  es  darum,  überhaupt  in  Deutschland  zu  bleiben.  Wer
Abschiebungen  stoppen  will,  sollte  nicht  bei  exemplarischen  Einzelfällen
stehenbleiben. Abschiebungen haben System und wer den Geflüchteten in
seiner Nachbarschaft  wirklich helfen will,  muss bereit  sein,  sich für  alle
einzusetzen. Wir schlagen daher eine bundesweite Kampagne vor, die diese
Abschiebe-, Abschottungs- und Abschreckungspolitik klar aufzeigt. Denn nur
wenn wir bundesweit agieren, unsere Kraft bündeln, kann der Kampf gegen
die systematischen Abschiebungen, die es geben wird, erfolgreich sein.

Sofortiger  Abschiebestopp!  Schluss  mit  allen  rassistischen
A s y l g e s e t z e n  u n d  d e r e n  V e r s c h ä r f u n g e n !  F ü r
Staatsbürger_Innenrechte  für  alle!
Schluss mit den unmenschlichen Abkommen, egal ob mit der Türkei,



dem Sudan oder Afghanistan!
Offene Grenzen und sichere Fluchtwege, anstatt Menschen dazu zu
zwingen, über das Mittelmeer oder durch Kriegsgebiete fliehen zu
müssen!

Wir brauchen gemeinsame Aktionen der Geflüchteten, Migrant_Innen und
der Arbeiter_Innenbewegung. Von Gewerkschaften und SPD fordern wir ein
Ende der offenen oder stillschweigenden Unterstützung der rassistischen
Regierungspolitik. Nur mit großen Mobilisierungen und Initiativen können
wir Abschiebungen nicht nur im Einzelnen, sondern massenhaft bekämpfen.

Der  Brexit  und  seine  Folgen  –
Resolution  internationale
Delegierten  Konferenz
REVOLUTION 2016

Brexit

Am 23. Juni fand in Großbritannien die Volksabstimmung zum Verbleib in der
EU statt. Diese fiel mit einer knappen Mehrheit von 51,9% für einen Austritt
aus  der  EU  aus.  Dieses  Abstimmungsergebnis  ist  ein  Meilenstein  für
reaktionäre  Kräfte  in  ganz  Europa  und  speziell  in  Großbritannien.  Der
Schwerpunkt der „Leave“-Kampagne war vor allem ein rassistischer, dieser
richtete sich vor allem gegen zwei Teile der Arbeiter_Innenklasse. Zum einen
gegen die vor allem osteuropäischen Arbeitsmigrant_Innen und zum anderen
gegen  die  momentane  Geflüchtetenbewegung.  Ein  tragischer  Höhepunkt
dessen war die Erschießung von Jo Cox, einer Labour-Parlamentarierin, auf
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offener  Straße  im  Verlauf  des  Wahlkampfes.  Deutlicher  drückt  sich  die
Zunahme  des  Rassismuses  darin  aus,  dass  die  Rate  an  Hatecrimes
(Hassverbrechen,  Anm.  d.  Red.)  seit  dem Votum massiv  angestiegen ist,
allein  6.200  zwischen  dem  23.6  und  dem  26.7,  somit  ist  dies  eine
Verfünffachung.

Dies spricht jedoch nicht „nur“ für einen weiteren Rechtsruck innerhalb der
Krise,  sondern  vor  allem für  die  tiefgreifende  innere  Spaltungslinie  der
britischen Bourgeoisie. Diese teilt sich grob in zwei Lager ein. Das „Leave“-
Lager  bildet  einen  Schulterschluss  der  verschreckten  Elemente  des
Kleinbürgertums, die sich von der offenen Konkurrenz im sich ausbildenden
gesamteuropäischen  Binnenmarkt  und  der  geringerwertig  entlohnten
Arbeitskraft migrantischer Arbeiter_Innen mehr und mehr zerrieben sehen
und  einen  zunehmenden  Protektionismus  auf  der  einen  Seite.  Auf  der
anderen  Seite  jene  Kräfte  der  herrschenden  Klasse,  die  dynamischere
Investitionsziele außerhalb der EU sehen. Das „Remain“-Lager innerhalb des
Bürgertums  beinhaltet  dabei  im  Groben  die  wirtschaftlich  stärksten
Fraktionen des britischen Kapitals, somit weite Teile des Finanzkapitals vor
allem rund um die Londoner Börse, aber auch jene Monopolkonzerne, die das
Gros  ihrer  Profite  aus  der  Europäischen  Union  ziehen.  Diese  Tendenz
offenbart  eine zentrale  Widersprüchlichkeit  innerhalb der  Bourgeoisie  im
Stadium  des  Imperialismus.  Nämlich  nimmt  die  Zahl  an  großen
M o n o p o l i s t _ I n n e n  a u f g r u n d  d e r  Z e n t r a l i s a t i o n s -  u n d
Konzentrationstendenzen stetig ab, dies wirft in tiefen Krisen, in denen keine
Zugeständnisse an schwächere Kapitalfraktionen gemacht werden können,
die Frage der demokratischen Legitimation auf. Über kurz oder lang zwingt
dies  den  Monopolist_Innen  ein  undemokratisches  Gewand  auf  um  ihre
ökonomische Stellung zu bewahren und ihre Interessen zu verteidigen.

Interessant  am  Abstimmungsergebnis  ist  vor  allem  das  unter  den
Jugendlichen,  auch wenn nur ein äußerst  geringer Teil  der  Jugendlichen
überhaupt abstimmte. Jene, die sich beteiligten stimmten mit über 65% für
einen Verbleib in der EU. Es sind vor allem Jugendliche, die die EU als gute
Möglichkeit für Arbeitsmigration sehen, da sie es sind, deren Arbeit überall



als billige Reservekraft verwendet wird.

Der Brexit hat sowohl in den führenden britischen Parteien die drohende
Spaltung verschärft, wie die Kämpfe um die Führung innerhalb der Torries
und der Labour-Party zeigen. Nein, auch das United Kingdom als Ganzes
wird vermehrt in Frage gestellt,  dies unterstreichen die Diskussionen um
einen Austritt Schottlands und Nordirlands aus dem Land.

Insgesamt handelt es sich beim Brexit um eine Schwächung der EU und
Großbritanniens an sich, deren Folgen sich bisher nur in den einbrechenden
Märkten, Aktien und Währungen erahnen lassen. Dieses Ergebnis ist somit
für uns eine Episode in der Serie, die wir als Krise der EU bezeichnen. Sie
zeigt,  dass  die  EU eben  kein  Staat  ist,  sondern  am offenen  Kampf  der
einzelnen nationalen Bourgeoisien zerbricht. Diese sind es aber auch, die in
der  EU  bleiben,  solange  sie  für  den  einzelnen  Staat  als  ideellen
Gesamtkapitalisten profitabel ist. Die EU ist also vielmehr die Verwaltungs-
und Aushandlungsarena dieser unterschiedlichen Interessen. Für die Zukunft
stellt  sich  deutlicher  die  Frage,  ob  die  EU in  ihrer  aktuellen  Form den
Interessen  der  führenden  Kräfte,  momentan  Deutschland  gefolgt  von
Frankreich, noch genügen oder ob sie eine fundamentale Änderung erfahren
muss.  Insgesamt  verstehen  wir  die  EU  jedoch  als  logische  Folge  des
Stadiums  des  Imperialismus,  in  dem  die  nationalen  Kapitale  über  ihre
jeweiligen Grenzen hinausquellen. Diese Entwicklung zeigt die Grenze der
Produktionsverhältnisse,  durch  die  unter  ihnen  selbst  entwickelten
Produktivkräfte deutlich auf. Wir als Revolutionär_Innen erkennen somit an,
dass  der  Imperialismus  ein  internationales  System  ist,  dass  sich  seine
Spielräume selbstständig schafft und notfalls überwirft.  Die Rückkehr zur
Kleinstaaterei  verzerrt  diese  notgedrungene  internationale
Auseinandersetzung.  Unsere  Antwort  kann  deshalb  auch  nur  eine
gesamteuropäische  sein,  wie  Forderungen  nach  einen  flächendeckenden
Mindestlohn, gleichen sozialen Absicherungen unter Kontrolle der Organe
des europäischen Proletariats.  Unsere Antwort ist  somit der konsequente
Internationalismus, den wir der zunehmenden rassistischen Bewegung und
ihren  Ergebnissen  entgegenstellen.  Diese  kann  nur  in  der  Losung  der



vereinigten sozialistischen Staaten der EU und nicht in der Begrenzung des
Kampfes auf den nationalen Rahmen münden.

Putschversuch gegen Corbyn

Am  28.  Juni  sprachen  Abgeordnete  der  Labour  Party-Fraktion  des
Unterhauses, in Reaktion auf die Niederlage der von Labour mitgetragenen
„Remain“-Kampagne, in einem Verhältnis von 172 zu 40 Stimmen Jeremy
Corbyn ihr Misstrauen aus. Dies stellt einen erneuten Versuch des rechten
Flügels in Labour dar und führte zu 200.000 Neubeitritten in die Partei.
Labour hat nun 600.000 Mitglieder, davon sind knapp 350.000 der Partei im
Zuge des Kampfes von Jeremy Corbyn um die Führung der Partei in den
letzten 15 Monaten beigetreten.

Ergebnis ist, dass ein Parteitag einberufen werden muss, der eine Neuwahl
des Partei-Vorsitzes durchführt. Hierbei sollte Corbyn zu Beginn sogar der
Antritt  verboten werden, dies wurde durch die momentane Parteiführung
jedoch  unter  zwei  Bedingungen  zurückgenommen.  Erstens  durften  bis
September keine Parteiversammlungen mehr stattfinden und zweitens dürfen
Neubeitritte nur gegen Zahlung von 25 Pfund abstimmen.

Dieser  Schritt  offenbart  den  undemokratischen,  technisch-taktiererischen
Charakter des bürokratischen Apparates stark. Jedoch bleiben die Geister,
die sie riefen, nicht stillschweigend. Dies hatte nämlich zeitgleich die Folge,
dass die regelmäßigen lokalen Treffen von Momentum, einer Struktur, die
sich  als  organisatorischer  Pol  der  linken  Unterstützer_Innen  Corbyns
herausgebildet  hat,  als  Ersatzorgan  zur  Versammlung  genutzt  werden.
Corbyn  führt  massenhaft  Kundgebungen  mit  seinen  Unterstützer_Innen
durch und generiert stetig neue Mitkämpfer_Innen. Jedoch muss auch der
Kampf direkt um die Struktur der Labour selbst geführt werden.

Das Ergebnis der Abstimmung fiel trotz weiterer verhindernder Maßnahmen,
positiv für Corbyn aus. Mit 62% der Stimmen setzte er sich gegen seinen



Kontrahenten Owen Smith durch. Die derzeit mehr als 500,000 Leute starke
Partei zeigt damit wieder, was für eine Dynamik mit Jeremy Corbyn in die
Labour Party getragen wurde. Ob die beleidigten MPs jetzt zu Corbyns Seite
zurückkehren werden oder nicht, ist hier eine zweitrangige Frage. Trotz der
Hürden,  die  von  der  Partei-Rechten  in  den  Weg  gelegt  wurden,  ist  es
offensichtlich ein Anliegen, gegen gerade diese etwas zu tun. Momentum,
das sich ja quasi als Nebenstruktur etablieren musste, darf sich jetzt nicht
erleichtert zurücklehnen, Aktivist_Innen müssen jetzt in der Partei selbst die
Vormachtstellung sichern.

Es ist unbezweifelbar, dass die Labour Party momentan die größte Dynamik
im Klassenkampf in Großbritannien hat, das sie zehntausende erstmalig in
die politischen Organisierung bringt und das dies auf Dauer unvereinbar mit
der verknöcherten Struktur der Partei ist. Revolutionäre müssen sich dort
bewegen, wo die kämpfenden Teile der Klasse sich bewegen und für ein
revolutionäres  Programm  kämpfen,  dass  verdeutlicht,  dass  sich  der
Kapitalismus selbst  durch linke Reformist_Innen wie Corbyn nicht zügeln
lässt, sondern nur durch die Machtergreifung des revolutionären Subjekts.
Das bedeutet nicht, dass uns egal ist ob Eagle, Smith oder Corbyn an der
Spitze der Partei stehen. Corbyn steht für eine Labour der Aktivist_Innen und
Mobilisierungen, er steht für den offenen Kampf. Vor allem steht er für den
Kampf um ein neues Programm der Labour. Das müssen Revolutionär_Innen
sowohl von ihm fordern, als auch selbst programmatische Debatten innerhalb
der  Partei  anzustoßen.  Kurz  gesagt,  die  zentrale  Taktik,  die
Revolutionär_Innen in Großbritannien momentan anwenden müssen, ist der
Entrismus im Kampf um und für eine revolutionäre Arbeiter_Innenpartei.



Préparer  la  grève  général:
Solidarité avec la jeunesse et les
travailleurs en lutte
Nous,  l’organisation  internationale  communiste  REVOLUTION,  voulons
exprimer notre entière solidarité aux élèves, étudiens et travailleurs en grève
dans toute la France. Votre résistance courageuse contre le loi réactionnaire
El-Khomri, avancé par la Partie Socialiste et Les Verts, est un exemple pour
millions de jeunes en toute l’europe.

Le  gouvernement  francais  veut  renforcer  l’impérialisme francais  dans  le
cadre  européen  et  international.  Ceux  qui  en  vont  souffrir  sont  les
travailleurs et la jeunesse francaise et également les gens dans les semi-
colonies francaises.  Une victoire à l’intérieur pour les capitalistes,  aurait
pour consequence un comportement encore plus agressif à l’extérieur.

On sait ce qui est en jeu. L’Agenda 2010, un loi lancé par la Partie social-
démocrat et les Verts contenait la rognage des droits socials et syndicals.
Après  l’introduction  du  loi  il  y  avait  une  forte  augmentation  du  travail
intérimaire et du travail temporaire, une réduction des prestations sociales et
le recul de l’organisation dans les syndicats pour millions de travailleurs. La
classe ouvrière a énormement souffri  de cette reforme,  qui  a  causé une
manque de perspective parmi les travailleurs. Il faut empêcher que le même
chose se passe en France!

Les grèves dans tout le pays, l’occupation des raffineries et l’éteindre des
réacteurs  nucléaires,  étaient  des  pas  important  pour  pousser  le
gouvernement dans une position défensive. La journée nationale d’action du
14  juin,  à  qui  millions  de  travailleurs  avec  conscience  de  classe  vont
participer, sera aussi un pas important.

Les luttes contre le Contrat première embauche (CPE) en 2006, ont pres’que
fait  échouer  le  gouvernement  et  ont  empeché  l’introduction  du  loi
réactionnaire. Mais les temps ont changé. Depuis 2007 nous sommes témoins
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de la plus grand crise du capitalisme depuis la 2ième Guerre Mondiale. Les
banques, les trusts et les gouvernement sont encore plus décidés à imposer
leurs interêts sur nous, contre notre résistance. Il faut se rendre compte que
le gouvernement va introduire le loi El-Khomri, n’importe combien de gens
vont participer à la journée d’action du 14 juin.

Il  faut  se  préparer  à  une  confrontation  qui  rend  une  grève  général
permanente  inévitable.  Nous  appelons  aux  directions  des  syndicats  des
Confédérations général du travail, des Force ouvrière, de Solidaires et de
l’intersyndicale,  de se préparer pour le grève général.  Il  faut établir des
comités de grève dans chaque école, université et enterprise qui peuvent
organiser la grève. Chaque rue, chaque quartier ouvrière, chaque usine, doit
devenir une bastion de la résistance.

Surtout les bastions de notre lutte – les raffineries, les réacteurs nucléaires
les havres, et les trains doivent être defendu par nous. Le gouvernement
parle avec la langue fourchue dans cette situation: de l’un côté elle fait des
concessions aux travailleurs en grève pour mettre fin à la résistance. De
l’autre côté elle a déclaré l’état d’urgence à cause de votre protestation. Mais
il y a quand même une bonne nouvelle. Le gouvernement est faible, la Partie
Socialiste est divisé en cette question. La légitimité de Francois Hollande est
de plus en plus faible. Le loi peut tomber, mais il faut pas savoir peur que le
gouvernement tombe aussi. Il faut pas avoir peur d’une victoire de la Front
Nationale. La meilleure arme contre le racisme et la politique néolibérale de
la FN, est une victoire des travailleurs et de la jeunesse francaise, n’importe
de quelle nationalité, contre les lois du gouvernement.

Mais  oui,  il  nous  faut  une  prope  réponse.  Cette  réponse  doit  être  une
gouvernement des travailleurs, constitué par les syndicats, les parties de la
gauche, qui appuyent la résistance contre les lois, et les comités de grève.
Cette gouvernement pourrait mettre un fin aux assauts des capitalistes, et
prendre mesures révolutionnaires, mesures vraiment socialistes, pour arrêter
la  pauvrété,  manque  de  perspectives  et  guerre  dans  l’intérieur  et  dans
l’extérieur.

Les  gouvernants  sont  conscientes  de  cette  menace.  Pendant  les  grèves



générales de 1968, Charles de Gaulle a consideré d’utiliser le militair comme
moyen pour supprimer les travailleurs et la jeunesse en France. Cela est
aussi  mainteant  une  réaction  possible  du  gouvernement  francais.  Les
protestations pendant le Printemps Arabe ont montré, que le militair peut
être paralysé pour une certaine temps. Mais il est crucial de convaincre les
soldats et les attirer à notre côté.

Il semble radical, mais il faut se préparer à tous les actions de l’ennemi.
Preparons ensemble les pas suivants de votre résistance.

Les luttes des travailleurs et de la jeunesse francaise ne sont seulement un
exemple pour nous. Les résultats seront important pour les luttes de classes
en toute l’europe. Une victoire pour eux va renforcer les capitalistes, et va
aider  les  racistes  et  nationalistes.  Une  victoire  de  notre  mouvement  va
renforcer  l‘  l’internationalisme  et  le  courage  entre  la  jeunesse,  les
travailleurs  et  les  pauvres  en  europe.

Nous, la jeunesse et les jeunes travailleurs, regardons vos luttes. Nous
sommes à votre côté dans le lutte juste contre la loi El-Khomri.

Contacte: germany[ät]onesolutionrevolution.de

Viel erreicht, doch längst nicht
gewonnen
VON ARBEITER*INNENSTANDPUNKT

8.000  Menschen  demonstrierten  gegen  den  deutschnationalen
Akademikerball auf dem sich rechte und rechtsradikale Spitzen trafen. Der
Protest war ein zarter politischer Sieg gegen die Rechte, der zeitweise zum
Schaulaufen vor Polizeischikanen verkam. Der Akademikerball konnte erneut
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nicht verhindert werden, aber das ist nur die Hälfte der Geschichte.

2015  war  ein  fürchterliches  Jahr  für  Antirassist_Innen  in  Österreich.
Während  ein  spürbarer  Rechtsruck  durch  die  Gesellschaft  geht,  hat  die
Regierung eine Reihe von rassistischen Gesetzen beschlossen, die wirken,
wie  von  Straches  FPÖ  diktiert.  Am  Rande  von  rechtsradikalen
Demonstrationen  –  die  immer  öfter  und  mit  mehr  Teilnehmer_Innen
stattfinden –  kam es  mehrmals  zu teilweise  bewaffneten Übergriffen auf
Antifaschist_Innen.  Und  Flüchtlingshasser_Innen  verübten  Anschläge  auf
Unterkünfte  und  Migrant_Innen.  Die  Fäden  dieser  Entwicklungen  laufen
zusammen beim FPÖ-Akademikerball in der Hofburg. Dort trifft sich die FPÖ-
Spitze mit Rechtsradikalen aus ganz Europa, gewaltbereiten „Identitären“
und  einflussreichen  Burschenschaftern.  Kein  Wunder,  dass  so  viele
Menschen  in  Österreich  diesen  Ball  verabscheuen.

Erfolgreiche Demonstration

Die Demonstration war groß, laut und kämpferisch. Der Fokus der meisten
Aktivist_Innen lag darauf, Solidarität mit Geflüchteten mit dem Kampf gegen
Rassist_Innen und Faschist_Innen zu verbinden. Das ist gut, denn es ist eine
wichtige  Aufgabe  die  Refugees  selbst  und  die  Aktivist_Innen  der
Flüchtlingssolidarität  für  antirassistischen  Protest  zu  gewinnen.

Auf der Auftaktkundgebung betonten die Redner_Innen, warum es wichtig
sei,  gegen  den  Akademikerball  zu  kämpfen.  Die  Frauenfeindlichkeit,  der
völkische Rassismus und die Überschneidungen mit dem Neonazi-Spektrum
s t a n d e n  i m  M i t t e l p u n k t  d e r  R e d e n .  E i n  S p r e c h e r  d e s
Arbeiter*innenstandpunkt erklärte, dass der Widerstand aus den Betrieben
und Schulen kommen müsse. Er erzählte von den Erfahrungen der CARE
Revolution Wien, die einen Kampf für mehr Lohn und Personal im Wiener
Krankenanstaltsverbund geführt  hatte,  Vereinnahmungsversuche  der  FPÖ
entschieden zurückwies und Spenden für Flüchtlinge sammelte. Auch viele
der  Kolleg_Innen  aus  der  Pflegebewegung  waren  ehrenamtlich  an  den



Bahnhöfen  aktiv  gewesen,  um  Geflüchteten  zu  helfen.  Auf  einer  von
mehreren  Abschlusskundgebungen  erklärten  wir  noch  einmal  die
Notwendigkeit,  im Kampf  gegen den Rassismus die  sozialen  Fragen wie
Arbeitslosigkeit,  Arbeitsverdichtung  und  Reichtumsverteilung
antikapitalistisch  zu  beantworten.  Eine  Genossin  der  Jugendorganisation
REVOLUTION betonte die Rolle der Jugend im Antifaschismus.

Wegen der riesigen Sperrzone war die Demonstrationsroute sehr lang, sie
wurde auch immer wieder von der Polizei aufgehalten. Schikanen der Polizei,
wie ein Spalier um einen Gutteil der Demonstration oder eine abgesperrte,
vier Meter breite Engstelle am Ring, wo alle Demonstrant_Innen abgefilmt
wurden, verzögerten den Ablauf weiter. Auch rechtsradikale Provokationen,
wie von den „Identitären“ vor dem Hotel Intercontinental, wurden von der
Polizei beschützt.

Kurz vor Schluss der Demonstration, an der Babenbergerstraße, versuchte
die Exekutive noch einmal die Situation eskalieren zu lassen. Sie drängte sich
mitten in  die  Demonstration und kündigte Festnahmen oder sogar einen
Kessel an. Durch die Weigerung, sich auseinanderreißen zu lassen, und die
praktische  Solidarität  mussten  sich  die  Polizist_Innen  aber  wieder
zurückziehen.  Trotzdem  war  die  Demonstration  an  diesem  Punkt  sehr
schlecht koordiniert. Mit Angriffen der Polizei musste gerechnet werden, es
ist  notwendig,  sich  in  der  Zukunft  besser  darauf  vorzubereiten,  um die
Repression abwehren zu können.

Unbedeutende Ballnacht?

Die  letzten  Jahre  war  immer  wieder  gemutmaßt  worden,  dass  die  für
Österreich  riesigen  Demonstrationen  und  erfolgreichen  Blockaden  dem
Akademikerball  das  Rückgrat  gebrochen  hätten.  Das  autonome  Bündnis
„NoWKR“ schreibt zum Beispiel: „Das Fernbleiben namhafter Gäste hat dem
Ball den Charakter des ‘rechtsextremen Vernetzungstreffen’ genommen […]“
Tatsächlich  haben  die  Proteste  die  rechtsradikale  Ideologie  der



Ballbesucher_Innen an die Öffentlichkeit gebracht und seine Bedeutung stark
verkleinert.

Aber  der  gesellschaftliche  Rechtsruck  wirkt  dieser  Arbeit  entgegen.  Wo
Vorschläge  der  FPÖ  zum  Umgang  mit  Geflüchteten  von  der  Regierung
anstandslos  umgesetzt  werden  (Grenzzäune,  Obergrenze,  Asyl  auf  Zeit)
gehört der Besuch „ihres“ Balls fast schon zum guten Ton.

So  waren  auch  2016 zentrale  Figuren  der  europäischen Rechten  in  der
Hofburg:  Tatjana  Festerling  (PEGIDA)  und  Vertreter_Innen  der
rechtsradikalen ungarischen JOBBIK dürften zu Gast gewesen sein. Andere
Ballgäste, wie die Salzburger FPÖlerin Marlene Svazek, nutzten schon die
vergangenen Wochen zur Vernetzung mit Gruppen wie dem Front National
oder UKIP.

Und so war der Akademikerball größer als in den letzten Jahren, wenn man
übereinstimmenden Berichten der Polizei, der Veranstalter_Innen und großer
Medien  glauben  will .  Die  Gegendemonstration  war  mit  8.000
Teilnehmer_Innen gleich groß wie im Jahr davor, wenn nicht sogar etwas
kleiner.  Das  ist  aber  immer  noch  sehr  stark  im  Vergleich  zu  anderen
antirassistischen oder antifaschistischen Demonstrationen.

Ein Schritt zurück

Wie  schon  2015,  als  Demonstrationszüge  verboten  wurden,  fand  keine
autonome Demonstration statt, nachdem sich das Bündnis NoWKR unter der
massiven staatlichen Repression aufgelöst hatte. Die Aktionen der „Offensive
gegen  Rechts“,  dem  Bündnis  dem  auch  der  Arbeiter*innenstandpunkt
angehört, zielten dieses Jahr nicht darauf ab, den Ball zu verhindern. Statt
dessen  gab  es  drei  verschiedene  Kundgebungen,  mit  dem Anspruch  ein
politisch-inhaltliches Programm umzusetzen. Wir haben uns gemeinsam mit
der Jugendorganisation REVOLUTION, der Sozialistischen Linkspartei und
dem „Funke“ an der Kundgebung in der Nähe zu Karlsplatz/Oper beteiligt.



In den vergangenen Jahren haben wir uns für ein Konzept von massenhaften
Blockaden ausgesprochen. Wir sind auch weiterhin der Meinung, dass diese
Aktionsform  das  einzige  Mittel  ist,  den  Ball  zu  verhindern.  Dezentrale
Aktionen und Kleingruppen-Blockaden,  wie viele Autonome sie vorziehen,
sind angesichts der Polizeimacht nicht nur oft ineffektiv, sie machen es für
unerfahrenere  Aktivist_Innen  oft  unmöglich,  an  der  Aktion  aktiv
teilzunehmen. Es ist aber unser Anspruch, möglichst viele in unsere Aktionen
einzubeziehen.  Denn der Akademikerball  wird nicht  dadurch abgeschafft,
dass ein paar wenigen Ballgästen der Abend vermiest wird.

Bei  dennoch versuchten Blockaden errichtete  die  Polizei  massive  Kessel,
zwischen Herrengasse und Bankgasse tatsächlich eine vierfache Kessel-in-
Kessel-Situation,  bei  der  dazuströmende  solidarische  Aktivist_Innen
festgehalten  wurden.  Dabei  wurde  auch  eine  angemeldete  Kundgebung
festgesetzt. Gleichzeitige Angriffe von Neonazis aus dem Hooligan-Spektrum,
die  beim  Volkstheater  und  der  Bankgasse  stattfanden,  konnten  von
Demonstrant_Innen  abgewehrt  werden,  die  Polizei  sah  tatenlos  zu.

Aber die objektiven Umstände waren nicht gut, weder für Massenblockaden
noch für dezentrale Aktionen.  Die Polizei  hat  mit  den letzten Jahren ein
effizientes  Konzept  gefunden,  mit  großer  Sperrzone  und  vielen  mobilen
Einheiten,  um  die  Blockadeversuche  schnell  abdrängen  zu  können.  Die
polizeiliche  Repression  gegen  NoWKR  hat  die  Bewegung  dazu  noch
geschwächt und war sicher der größte Misserfolg der Proteste 2015. Die
Hofburg mit mehreren Blockaden abzuriegeln ist unter diesen Umständen
sehr  schwierig,  das  haben  auch  schon  die  Jahre  davor  gezeigt,  als  die
Proteste noch größer waren. Aktionen durchzuführen, deren Scheitern sicher
ist, hat aber nichts mehr mit verantwortungsvoller antifaschistischer Arbeit
sondern mehr mit Effekthascherei zu tun.

Antikapitalistische Perspektive

Dass der Akademikerball  wieder auf dem aufsteigenden Ast sitzt und die



Polizeirepression sich massiv gegen linke Aktionen richtet, ist beunruhigend,
aber bedingt durch das gesellschaftliche Klima, indem sich die Rechten fast
schon  siegessicher  fühlen.  Es  ist  jetzt  die  Aufgabe  von  revolutionären
Organisationen und Antirassist_Innen, sich nicht einschüchtern zu lassen.
Der Protest gegen den Akademikerball  als Großereignis antifaschistischer
und  antirassistischer  Politik  muss  direkt  genutzt  werden:  Bei  weiteren
Aktionen  gegen  die  immer  öfter  stattfindenden  Neonazi-Aktivitäten  und
rassistischen Aufmärsche. Wir befinden uns in einer Situation in welcher
Identitäre und andere radikale Rechte versuchen,  eine zwar kleine,  aber
dennoch  faschistische  Bewegung auf  die  Straße  zu  tragen.  Klar  dienten
gerade  auch  Burschenschaften  diesen  „neuen  Rechten“  als  Wegbereiter.
Aber  wir  müssen  klar  machen  wo  derzeit  die  größte  Bedrohung  von
rechtsradikaler Seite liegt und den Widerstand dagegen besser früher als
später organisieren.

Der massive Rechtsruck hat viel mit der Krise und den Gegenstrategien der
Regierung zu tun. Umverteilung von Unten nach Oben und eine Eskalation
internationaler  Konflikte  waren  die  Antwort  der  Herrschenden  in  ganz
Europa.  Es  ist  notwendig  gegen  Spardiktat  und  rassistische  Mobs  zu
kämpfen  und  eine  kommunistische  Alternative  für  die  Jugendlichen  und
Arbeiter_Innen aufzubauen.

Frauen und Krise – Rollback in
Südeuropa
VON NINA AWARIE
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Dass  die  Arbeiter_Innenklasse  in  den  südeuropäischen  Ländern  wie
Griechenland,  Spanien  oder  Portugal  von  der  Krise  und  diversen
Sparmaßnahmen gebeutelt ist, wird wohl so gut wie jedem klar sein. Allein
die  Arbeitslosenstatistiken,  wie  beispielsweise  eine  Jugendarbeitslosigkeit
von 47,9% in Griechenland, 47,7% in Spanien, 39,8% in Italien oder 31,8% in

Portugal1 im Jahre 2015, sprechen deutlich für sich. Neben der Verarmung
der Jugend wirkt sich die Krise aber auch vor allem auf die proletarischen
Frauen aus, die immer mehr verarmen, da sie aufgrund einer sogenannten
Rollbackpolitik  aus  den  Arbeitsverhältnissen  zurückgedrängt  werden  und
unter einem konservativen Rollenbild leiden.

Die bereits erwähnte unfassbar hohe Jugendarbeitslosigkeit in Griechenland
betrifft  vor allem weibliche Jugendliche. So hatten 2013 65% der jungen
Griechinnen  keine  Arbeit,  während  gleichzeitig,  laut  dem  Athener

Bürgermeister, die Zahl der Sexarbeiterinnen um 150% anstieg2. Auch hier
ist  auffällig,  dass die größte Altersgruppe,  welche in die Sexarbeit  geht,

weibliche Jugendliche zwischen 17 und 20 Jahren sind3. Eine Statistik, die die
Verzweiflung  und  Alternativlosigkeit  der  jungen  Arbeiterinnen  deutlich
macht.

Aber nicht nur in Griechenland sind Frauen von der Krisenpolitik betroffen.
Auch  in  Spanien  kommt es  derzeit  zu  einem reaktionären  Rollback  und
Angriffen  seitens  der  Politik  auf  Errungenschaften  der  Frauenbewegung.
Zwar  wurde  der  Gesetzentwurf,  des  inzwischen  zurückgetretenen
Justizminister  Ruiz-Gallardón,  welcher  quasi  ein  komplettes  Verbot  von
Schwangerschaftsabbrüchen, außer in Fällen von Vergewaltigung oder einer
Gesundheitsgefährdung der  angehenden Mutter,  einführen  wollte,  in  der
ursprünglichen Form gekippt, allerdings gibt es eine deutliche Verschärfung
für minderjährige Frauen. Diese dürfen einen Schwangerschaftsabbruch nun
nur noch mit dem Einverständnis der Eltern durchführen lassen, und das
auch  nur  in  den  ersten  14  Wochen  der  Schwangerschaft.  Dies  ist  ein
massiver Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper,
der aussagt, dass minderjährige, weibliche Jugendliche kein Recht hätten,



über  ihre  eigene Fruchtbarkeit  zu  bestimmen.  Zudem ist  es  nur  schwer
einzuschätzen,  ob  Ministerpräsident  Rajoy  bei  einem  Wahlerfolg  der
konservativen Partido Popular nicht doch dieses frauenfeindliche Gesetz in
Kraft  treten  lässt,  hat  er  doch  schließlich  die  Reform  nicht  etwa  aus
persönlicher Überzeugung zurückgenommen, sondern auf Grund des Drucks
der Massenproteste.

Zusätzlich dazu sind gerade in Spanien die Lebensverhältnisse von Frauen
mit  Kindern  sehr  prekär.  Viele  Familien  können  sich  die  hohen  Kita-
Gebühren von durchschnittlich 200-400 Euro, bei Kitas mit privatem Träger
oftmals sogar noch mehr, schlicht und einfach nicht mehr leisten. Daraus
folgt,  dass viele Frauen ihren Job,  falls  sie noch Arbeit  haben,  aufgeben
müssen, um ihre Kinder zu Hause zu betreuen, da sie neben dem schon
existierenden Bild der Hausfrau, die sind, die im Schnitt weniger als der
Mann  verdienen.  Das  hat  zur  Folge,  dass,  neben  der  sowieso  schon
vorhandenen  Massenarbeitslosigkeit,  46%  der  Frauen  in  Spanien  keiner

Lohnarbeit nachgehen können4. Das lächerliche „Kindergeld“ von 25 Euro im
Monat für besonders arme Familien bringt da auch nichts.

Alles Zufall?

Dies alles ist keine zufällige Entwicklung, sondern das Resultat, der für den
Kapitalismus notwendigen Trennung von Produktion und Reproduktion. Für
die  Verwaltung der  Krise  und die  Abwälzung derer  auf  den Rücken der
Lohnabhängigen, ist es für das Kapital wichtig, die Frauen wieder vermehrt
in die Reproduktionsrolle, also die der unentgeltlich arbeitenden Hausfrau
und  Mutter,  zurückzudrängen.  So  kann  das  Kapital  auf  kostenlos
reproduzierende Arbeitskraft zurückgreifen und der Staat Einsparungen an
den  Ansätzen  vergesellschafteter  Reproduktionsarbeit,  wie  beispielsweise
Kitas,  durchführen.  So  lange  es  wirtschaftlich  einigermaßen  gut  läuft,
werden  Frauen,  wenn  auch  für  eine  niedrigere  Bezahlung,  in  den
Produktionsprozess integriert. Sobald das System jedoch in eine Krise gerät,
Kapital vernichtet wird und die Arbeitsplätze rar werden, sind es zuerst die



Frauen,  welche  ihre  Jobs  verlieren  oder  ihre  Arbeitskraft  zu  noch
schlechteren  Bedingungen  verkaufen  müssen.

Den ideologischen Überbau für  diese  Unterdrückung bilden konservative
Ideologen, wie beispielsweise Vertreter_Innen der Kirchen, welche Frauen
dann  wieder  auf  ihre  angeblich  „natürliche“  oder  „gottgewollte“  Rolle
beschränken.  Das zeigt  wieder einmal,  was für  einen Rattenschwanz die
kapitalistische Krise hinter sich herzieht. Das Gesicht der Armut und der
Prekarisierung  ist  nämlich  oftmals  weiblich.  Die  Verdrängung  aus  der
Produktion  bzw.  in  schlecht  bezahlte  Teilzeit-  und  Minijobs,  wie  es
beispielsweise  in  Deutschland  der  Fall  ist,  ist  eine  Frage,  die  stetig
aufgeworfen werden muss. Klar muss sein, dass die sozialen und sexistischen
Angriffe auf Frauen nicht losgelöst von der Systemfrage bekämpft werden
können.  Deswegen  stellen  wir  die  Forderung  nach  einer  proletarischen
Frauenbewegung auf, die zusammen mit den Arbeitern international für das
Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen  Körper,  die  demokratisch
geplante Vergesellschaftung von Hausarbeit, die des gleichen Lohnes und
gegen jede sexistische Diskriminierung kämpft!
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